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Altwildungen – „Wir fühlen
uns überfahren“, fasst es einAn-
lieger des Hohlweges zusam-
men.DieNachbarschaftversam-
melt sich am Dienstagnachmit-
tag am oberen Ende der steilen
Altwildunger Straße, um ihrem
Entsetzen und ihremÄrger Luft
zu verschaffen. Junge Familien,
Frauen und Männer im gestan-
denenAlter,MenschenimRuhe-
stand, alteingesessene Ahlen-
städterundZugezogene:Vielsei-
tigerkönntedieMischungkaum
sein. Viele von ihnen halten
Schilder hoch, diemit Geldsum-
men beschriftet sind zwischen
27.000und60.000Euro.

◾ 600.000Euro
Der Hohlweg wird aufwendig
grundsaniert, sprich neu ausge-
baut. Mit voraussichtlich rund
600.000Eurowerden seine rund
20Anlieger an denKosten betei-
ligt.Das entspricht einemAnteil
von 50 Prozent. Dieser Satz gilt
für innerörtliche Durchgangs-
straßen. An überörtlichen
Durchgangsstraßen liegt er bei
25 Prozent, an reinen Anlieger-
straßenbei75Prozent.
Der Bürgermeister, die städti-

schen Ämter und die Planer in-
formierten die Hohlweg-Anlie-
ger vor wenigenWochen auf ei-
ner Versammlung über Details
des Ausbaus und über Kosten.
„Vorherwusstenwir vonalldem
nichts“, sagt Anwohner Hanno
Münzner. Die Straßensperren
stehen, und vorbereitendhaben
Arbeitstrupps vor wenigen Ta-
gen unten am Hohlweg Bäume
und Sträucher gefällt und gero-

det.
Pro Quadratmeter ergibt sich

fürEckgrundstückeeinStraßen-
ausbaubeitrag von gut 19 Euro,
für die übrigen Parzellen ein Be-
trag von knapp 29 Euro. Berück-
sichtigtbeiderBerechnungwird
auch die Zahl der zulässigen Ge-
schosse, die bei zwei in demGe-
biet liegt. Handlungsspielraum
bei der Berechnung existiert
nach Auskunft der Stadt nicht,
weil Kommunale Abgabenord-
nung und Wildunger Straßen-
beitragssatzung als Grundlagen
dasVorgehendetailliertregeln.
Gemäß der Grundstücksgrö-

ßensehendieEigentümermehr-
heitlich Kostenbescheiden über
rund 30.000 Euro entgegen; bei

einzelnen Ausreißern erheblich
nach oben, bei einigen nach un-
ten. Junge Familien haben gera-
de ein Haus gekauft und nicht
mit so einer Zusatzbelastung ge-
rechnet.Mancher fragt sich,wie
er die Kosten über seine Rente
auffangensoll.DerBesitzereines
Eckgrundstücks kündigt an:
„IchhabegeradedieBeiträgefür
den Neuausbau der Rörigstraße
anstandslos bezahlt. Dieses Mal
werde ich das nicht ohne Mu-
cken tun.“ Man dürfe sich über
Politikverdrossenheit nicht
wundern und darüber, dass Leu-
te aus Frust über solche Erfah-
rungen ihr Wahlkreuzchen bei
Extremistensetzten.

◾ VolleVorauszahlung
NichtalleindieHöhederfinanzi-
ellen Last treibt die Haushalte
um, sondern auch die Aussicht,
dassdieStadtimSommerperBe-
scheid eine Vorauszahlung in
voller Höhe verlangt. Das sei
nochnichtfestgelegt,aberrecht-
lich möglich, erklärt die Stadt-
kämmerei. „Der Bescheid muss
ja nicht das Ende der Fahnen-
stange bedeuten“, fürchtet An-
lieger Münzner. Denn umgelegt
würdendietatsächlichenKosten
aus der Endabrechnung, und
steigende Kosten seien bei Bau-
projektenbekanntlichdieRegel.
Rechtlich möglich wäre es

auch, den Straßenbeitrag auf
mehrere Abschlagszahlungen
zu verteilen bis zur Endabrech-
nungfürdieAnlieger.Diese liegt
in der Regel zwei bis vier Jahre
nachBau-Endevor.DieStadtBad

Wildungen meidet diesen Weg,
weil jede Abschlagsrechnung
rechtlich einen eigenen Be-
scheid darstellt. JedesMal könn-
tenAnliegerWiderspruch einle-
gen, sowie siedas gegendieEin-
malzahlungkönnen.DerStädte-
und Gemeindebund rate wegen
des höherenAufwandes vonAb-
schlagszahlungen ab, erläutert
dasWildungerHauptamt.

◾ Stundungmöglich
Allerdings können Anlieger die
Summeüber20Jahreabstottern.
Einen solchen Stundungsantrag
müssensienichtbegründen,an-
ders als bei Abgabenbescheiden
etwa für Wasser und Abwasser.
Das erläutert die Stadtkämme-
rei.DieHaushaltebrauchenhier
darum auch keine Einkom-
mensnachweisevorzulegen.
Abergratisgibt’sdieStundung

nicht. Die Stadt berechnet jähr-
lich auf die Restsumme Zinsen.
Dieserichtensichnachdem„Ba-
siszinssatz“,dendieBundesbank
alle sechs Monate neu festlegt.
Bis zu einem Prozentpunkt darf
dieStadtkämmereiaufschlagen.
Aktuell beträgt derBasiszinssatz

1,27 Prozent, sodass für 2026 der
Gesamtzins bei etwa2,3 Prozent
läge.
Bleibt der Basiszinssatz dauer-

haft so tiefodersteigterüberdie
20 Jahre? Die Haushalte riski-
erenbeieinerStundung,dasssie
mehrals die rund150bis 300Eu-
romonatlich schulternmüssen,
die – Stand jetzt – als Zusatzlast
aus dem Straßenausbau mut-
maßlich hervorgehen. Wobei
Sonderrückzahlungen jederzeit
möglich seien, fügt die Stadt-
kämmereihinzu.

◾ VollendeteTatsachen
Die Hohlweg-Grundstückseig-
ner kritisieren die Plötzlichkeit,
mit der die Stadt informiert ha-
be. Sie kritisieren, dass sie mit
fertigenPlanungenkonfrontiert
wurden,ohneChance,Vorschlä-
ge zur Verringerung der Kosten
zuunterbreiten. IhrBlickrichtet
sichetwaaufdenFußwegamun-
teren Ende der Straße. Unnöti-
gerweise–ausSichtderAnlieger
–werdeerkostenträchtigumei-
nigeMeter verlegt. „Ihn benutzt
sowieso kaum jemand“, meint
einNachbar. MATTHIAS SCHULDT

Straßenbeiträge schocken Hohlweg
Altwildungen: Mittlere bis hohe fünfstellige Kosten kommen plötzlich auf Anlieger zu

Die Anlieger des Hohlwegs protestieren gegen die Straßenausbaubeiträge, die auf sie zukommen. FOTOS: MATTHIAS SCHULDT

Wird zum Unmut der Anlieger verlegt: dieser Fußweg.

Initiative inWolfhagenknappgescheitert
Knapp1800UnterschriftenfüreinePetitionzurAbschaffung
derStraßenausbaubeiträgesammelteeineBürgerinitiative in
Wolfhagen.EndeJanuarübergabsiedasDokumentandie
Stadtverordnetenversammlung.DieFraktionenvonSPDund
Wählergemeinschaft stelltendenAntragaufAbschaffung.Es
gabeinStimmenpattvon15Ja-und15-Nein-Voten.Damitwur-
dederAntragabgelehnt. su

WerkanndieStimmungslage
amHohlwegnichtnachvollzie-
hen?NurGroßverdienerzahlen
soeineRechnungausderPorto-
kasse.
DieStadthandeltkorrektund

gesetzestreu.Daranbesteht
auchnachnäheremHinsehen
keinbegründbarerZweifel.Die
Stadtverwaltungwärenicht
verpflichtetgewesen,eineAnlie-
gerversammlungeinzuberufen,
erläuternBürgermeisterund
Amtsleitungen.Einenochfrühe-
reInformationwäreausihrer
Sichtsinnlosgewesen,weilerst
dasAusschreibungsergebnis
belastbareZahlenerbrachte.

Wichtig:Größere
Bürgernähe

DiesePositionistnichthaltbar,
daDemokratieunterDruck
stehtundDigitalisierungbei
parallelemAbbaupersönlicher
KontaktedieKluftzwischen
ÄmternundBürgernvergrößert.
BeschäftigteöffentlicherVerwal-
tungenlebenineinereigenen
Welt.IhnensindAbläufe,Vor-
schriften,Dienstwegeundsons-
tigeFallendesBürokratied-
schungelssoselbstverständlich
wievertraut,währendsichder
BürgernachwenigenMeternim
LianengewirrderParagrafen
verheddert.
KommunaleVerwaltungen

müssenroutinemäßigvielakti-
veraufdieBürgerzugehen.
Persönlich,dennalleinpersönli-
cherKontaktbildetVertrauen.
Fragtsichnur,wiekleineVerwal-
tungendasbewältigensollen?
EhrenamtlicheVermittler,Om-
budsleute,könntenhelfen:
beispielsweiseehemaligeStadt-
verordneteoderStadträte,die
beideSeitenkennenundverste-
henundfrühzeitigKonfliktlini-
enerkennen.

Wichtig:Mehr
Bürgerengagement

Unddamitlandenwiraufder
zweitenSeitederMedaille.
WennBürgermehrTransparenz
vonihrerStadtverwaltungfor-
dern,müssensiesichimGegen-
zugwiedermehrfürdasinteres-
sierenundengagieren,wasvor
dereigenenHaustürgeschieht.
Ja,esmachtrichtigArbeit,Zei-
tungsberichteüberKommunal-
politikzulesen,umaufdem
Laufendenzusein.Social-Media-
Info-Häppchenbringennichts.
NochmehrArbeitbedeutetes,
ehrenamtlichinderStadtverord-
netenversammlungindiekom-
plizierteOrganisationdesGe-
meinschaftslebenseinzusteigen.
Dochohneeinebreite,ehren-

amtlicheBeteiligungfunktio-
niertDemokratienicht.Sie
überlebtnur,wenndieWurzeln
imKommunalenwachsenund
gedeihen.BeiallemFrustdar-
über,wiekompliziertsiesein
kann:Wennein„starkerMann“
odereine„starkeFrau“dasSa-
genhat,protestiertniemand
mehreinfachundbewirktnie-
mandmehrmitabweichender
AnsichtetwasohneRisikofür
Freiheit,LeibundLeben.

Zwei Seiten
derselben Medaille

MATTHIAS SCHULDT

KOMMENTAR

Nach Auskunft des Bauamtes ist
derHohlwegderletztegroßeAlt-
wildunger Straßenstrang von
untennachoben, derneuausge-
baut wird. Seit Jahren stehe das
Projekt auf dem Plan und sei
mehrfach verschoben worden.
Den Beschluss zum Neuausbau
fassten die Stadtverordneten, in-
dem sie imDezember 2024 dem
städtischen Haushalt zustimm-
ten, der das Vorhabenmit auflis-
tete. Woran entscheidet sich, ob
die Stadt eine Straße oberfläch-
lich – ohne Kostenbeteiligung
der Anlieger – oder von Grund
auf saniert, was das Einziehen
von Straßenbeiträgen auslöst?
DasBauamtnennt zweiGründe:
Entweder einen sehr schlechten
ZustandderStraßeoderumfang-
reicheKanalsanierungen, fürdie
eineStraßeweitgehendgeöffnet
werdenmuss.
Auf den Hohlweg treffe beides

zu,heißtesausdemBauamt.Die

Kanalisation stamme aus den
1960er Jahren. Sie sei zu klein di-
mensioniert für die heutige Be-
siedlung und veränderte Nieder-
schlagsbedingungen. Darum
müsse sie erneuert werden. Die
Straße sei zuletzt Anfang der
1970er saniertworden.Unterbau
und Asphaltschicht fallen zu
dünn aus für die modernen Ver-
kehrsbelastungen und die dazu-
gehörigen Vorschriften. Viel
mehr und viel schwerere Autos,
Transporter und Lastwagen nut-
zen heute die innerörtliche
Durchgangsstraße. Der neue
Aufbau weise mit 42 Zentime-
tern Unterbau und 18 Zentime-
tern Asphalt künftig knapp die
doppelte Dicke auf im Vergleich
zurbestehendenStraße.
Auf die Ausschreibung der Ar-

beitenhätten sich rundeinhalb-
es Dutzend Baufirmen aus der
weiteren Region beworben, teilt
die Stadt mit. Die Bruttokosten

des Gesamtprojekts einschließ-
lich Mehrwertsteuer belaufen
sich demnach auf 1,7 Millionen
Euro. Davon entfallen 500.000
Euro auf die Kanalisation, deren
Erneuerung die Stadt alleine
zahlt. Der Straßenbau, für den
StraßenbeiträgederAnlieger fäl-
lig werden, ist auf 1,2 Millionen
Euro beziffert. Stadt und Anlie-
gertragenjedieHälfte.„Wirsind
selbst als Stadt natürlich auch
Anlieger und zahlen“, erklärt
Bürgermeister Ralf Gutheil. Bei
der Berechnung des Anliegeran-
teils seien außerdem 50 Prozent
der Summe abgezogen worden,
die ein reinesWiederherrichten
des Straßenbelags gekostet hät-
te.DashättedieStadtnämlichal-
leine zahlen müssen. Weshalb
dannnur50Prozentdieses theo-
retischen Aufwands? Weil ein
Gerichtsurteil den Kommunen
diese Berechnung erlaubt, ant-
wortetdasBauamt. su

Straßenaufbau zu zart, Kanäle zu eng
Irgendwer muss den Straßen-
bau in Städten undGemeinden
zahlen.Wegen hoher Belastun-
gen für Anlieger, wie sie nun
am Hohlweg auftreten, stehen
Straßennausbaubeiträge oder
kurz Straßenbeiträge bundes-
weit inderKritik.
Zwei bereits praktizierte an-

dere Verfahren existieren, um
für den Einzelnen die Last zu
senken, indem die Gesamtlast
auf einer größeren Zahl von
Schulternruht.
1. Jährlich wiederkehrende

Straßenbeiträge.Dazu legt eine
Kommune mehrere „Abrech-
nungsgebiete“ fest.Die jährlich
anfallenden Kosten für Stra-
ßenausbau werden auf alle
Grundstückseigentümer im
Gebiet umgelegt. Sinnigerwei-
sehandeltessichdabeizumeist
um Stadtviertel oder in flächi-
gen Großgemeinden um Orts-
teile.

2. KompletteAbschaffungder
Straßenausbaubeiträge und Er-
höhung der Grundsteuer, um
die Last auf alle Grundstücksei-
gentümer zu verteilen – und
aufMieter,denndieGrundsteu-
er darf auf Mieten umgelegt
werden. Spezielle Situation in
Bad Wildungen: Kliniken müs-
sen weder Gewerbe- noch
Grundsteuer zahlen. Die Ge-
meinschaft der Grundsteuer-
zahler würde also ohne Beteili-
gung der Kliniken den Straßen-
baufinanzieren.
Die Hohlweg-Anlieger grün-

den gerade eine Bürgerinitiati-
vemitdemZiel,diebestehende
Wildunger Straßenbeitragssat-
zung zu überarbeiten oder zu
streichen. „Auch wenn wir
wahrscheinlich nichts mehr
davon haben, meinen wir, dass
sichetwasändernmuss“,unter-
streicht Hanno Münzner als ei-
nerderSprecherderGruppe. su

Kosten breiter verteilen


